
Zeitbombe Volksabstimmung?!

gen Stu!gart 21 stimmt, aber das Quo-
rum nicht erreicht wird, dann wird 
der Widerstand auf der Straße noch 
größer werden. Wenn ein Volksent-
scheid, dann ohne Quorum, so wie es 
z.B. in Hessen, Bayern, Hamburg und 
Sachsen der Fall ist. Und bei Stu!gart 
21 muss eine Voraussetzung erfüllt 
sein: alle Fakten, alle Geheimpapiere 
müssen vor dem Volksentscheid auf 
den Tisch.

Auf die „Straße“ kommt es 
an!

> Wir machen uns nicht abhängig 
von Quoren, Rechenkünsten und an-
geblichen Legitimationen durch Ver -
träge. Die Bewegung ist bisher nicht 
auf diese Fesseln hereingefallen. Der 
Stresstest ist längst entschieden: Der 
Tie"ahnhof kann nicht die Kapazität 
des modernisierten Kop"ahnhofes 
erreichen. Die Finanzierungsfrage ist 
nicht entscheidend. Ob Stu!gart 21 
also nun 4,5 Milliarden oder 6 oder 8 
Milliarden kostet, wir lehnen Stu!gart 
21 so oder so ab. Murks bleibt Murks.
Kosten können verschleiert werden, 
und notfalls wird der Bund |Seite 2| 

Artikel 60, Satz 5 Landesverfassung 
Baden-Württemberg:
„Bei der Volksabstimmung entschei-
det die Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Das Gesetz ist 
beschlossen, wenn mindestens ein 
Drittel der Stimmberechtigten zu-
stimmt.“

D ie SPD will dieses Gesetz beim 
Volksentscheid auf Stu!gart 21 

anwenden. Die SPD-Logik: Weil es 
Gesetz ist, ist es demokratisch. Dieses 
Gesetz wurde zur Verhinderung von 
Volksabstimmungen gemacht. Und 
darauf baut jetzt die SPD. Schmie-
del, Drexler und ihr Zögling Schmid 
stellen sich ein Selbstzeugnis aus. 
Wenn das Quorum „ein Dri!el“ ihr 

Demokratiekriterium ist, dann ist 
die neue Landesregierung durch-
gefallen. Sie wurde von „nur“ 31% 
der Wahlberechtigten gewählt. In 
Zahlen: In Baden Wür!emberg sind 
7.622.873 BürgerInnen wahlberechtigt. 
33% entsprechen 2.515.548 Wählern. 
Grüne und SPD bekamen zusammen 
2.358.776 Stimmen, also von 30,94% 
der Wahlberechtigten. Übrigens: die 
schwarz-gelbe Oe!inger-Regierung 
wurde nur von 28,88% der Wahlbe-
rechtigten gewählt. Unser Vorschlag: 
In Zukun# muss eine Regierung min -
destens 33% der Stimmen aller Wahl-
berechtigten auf sich vereinigen, sonst 
ist sie nicht demokratisch legitimiert. 
Was meinen Sie dazu, Herr Schmid? 
Was für Stu!gart 21 gilt, sollte doch 
erst recht für eine Regierung gelten?

Und nun?

> Mit dem Volksentscheid will die 
SPD Stu!gart 21 durchsetzen und die 
GRÜNEN vorführen. Der Rohrkrepie -
rer ist programmiert. Nicht nur, dass 
die SPD jetzt schon dokumentiert, wie 
wenig sie von Demokratie hält. Wenn 
bei der Abstimmung eine Mehrheit ge -

© Thomas Igler

Gangolf Stocker (SÖS), 

Stadtrat SÖS und LINKE 

und Sprecher der Initiative 

„Leben in Stuttgart“

Nach der Landtagswahl

Das erste Ziel ist erreicht: Das Hotel 
Silber bleibt erhalten

uuu   Seite 05

Kinderarmut

Ist das Bildungspaket eine Verbes-
serung?

uuu   Seite 09

Bürgerbegehren

für 100% kommunale

Stadtwerke

unterschreiben!

uuu   Mehr

dazu Seite 12
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|von Seite 1| fehlende Milliarden zu -
schießen. Die knallharte Linie der SPD 
zeigt, dass es um mehr als Geld geht.  

Es geht um mehr als
Stuttgart 21!

> Die Landtagswahlen sind nicht nur 
der CDU und FDP, sondern auch der 
SPD in die Knochen gefahren, bun-
desweit. Wenn die GRÜNEN sich bei 
Stu!gart 21, bei der Energiewende, 
der Schulpolitik durchsetzen und An -
erkennung gewinnen, sich stabilisie-
ren, dann hat das bundesweite Folgen. 
Die SPD fürchtet weitere Stimmenver-
luste, weitere GRÜNE Regierungen 
„drohen“. CDU, SPD und FDP denken 
strategisch. Sie fürchten einen Sieg der 

GRÜNEN bei der nächsten Bundes-
tagswahl. Ein Scheitern der GRÜNEN 
bei uns soll diesen Sieg verhindern. 
Der Bewegung gegen Stu!gart 21 und 
damit auch den GRÜNEN soll exem-
plarisch eine Niederlage beigebracht 
werden, um vor allem diesem Volks -
bewegungsspuk ein Ende zu machen. 
Deshalb ist die SPD-Spitze knallhart, 
autistisch auch gegenüber ihren 
eigenen Mitgliedern. Sie betreibt die 
Geschä#e von CDU und FDP mit. Die 
Protestbewegung bekommt dadurch 
eine noch größere, bundesweite Ver-
antwortung.

Nehmen wir sie wahr: unabhängig 
und kämpferisch wie bisher. Weder 
Gerichtsurteile noch der 30.09.2010 
konnten uns bisher stoppen.   n   |gs|

D ie SPD entdeckt demokratische 
Werte im Dri!elquorum (33,3%) 

für Volksentscheide in der Landes-
verfassung. Bei der innerparteilichen 
Abstimmung über den Koalitionsver -
trag in der SPD stimmten von 39.000 
Mitgliedern 32,8% (12.795) für den 
Vertrag. Das Quorum der Landesver-
fassung wurde also knapp verfehlt$ 
Bei der Landtagswahl bekamen Grüne 
und SPD zusammen 2.358.776 Stim-
men, also die Stimmen von 30,94% der 
Wahlberechtigten. Quorum wieder 
verfehlt$ Das Quorum ist aber dann 
willkommen, wenn es der Verhin -
derung von Volksmacht dient. Und 
nebenbei: Eine Abstimmung in der 
SPD über den Mitgliederwillen zu 
Stu!gart 21 hat die SPD-Spitze schon 
gar nicht zugelassen. Die eigene Macht 

Quirum, Quorum Löffelstiel
Von Demokratie hält Schmid nicht viel!

1. Lirum, larum Löffelstiel,
Altgenossen essen viel,

Junge wolln nicht fasten. s‘Pöstchen 
liegt im Kasten,

s‘Messer liegt daneben, ei welch
lustig Leben!

2. Lirum, larum Löffelstiel, wer das nicht 
lernt, kommt nicht ans Ziel.

Topgenossen essen Speck, Kanalarbei-
ter ham` den Dreck.

Lirum, larum Leier, die Butter, die ist 
teuer.

darf von einer Basismeinung nicht ge-
fährdet werden. „Demokratie wagen“ 
gab einst Willy Brandt aus. Lang ist`s 
her. Da fallen mir doch Variationen auf 
einen Kinderreim ein:  n   |hp|

Ferdinand Rohrhirsch:
Philosophie, Eisenbahn
und Stuttgart 21

Der Autor ist gelernter Eisenbah-
ner, Philosoph und Professor der 

Theologie.
Dieses kleine DIN-A6-Büchlein, 70 
Seiten, bringt treffend alle Aspekte 
des Wahnsinnsprojekts Stuttgart 21 
auf den Punkt. Es zerp!ückt nicht nur 
die Politik von Bahn und Regierung, 
zeigt ihren unmoralischen Hinter-
grund, sondern denkt auch über die 
Gesellschaft und die Werte nach, die 
dieses Projekt geboren haben.
Es ist auch eine Hommage an die 
Protestbewegung, der sich der Au-
tor angeschlossen hat.

u   P!ichtlektüre""
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L iebe Stadtplanredaktion,
erst einmal vielen Dank, dass ihr 

das juristische Nachtreten gegen 
S21-Gegnerinnen und Gegner in 
eurer letzten Nummer thematisiert 
habt. Inzwischen wurde ja auch ei-
niges in der Stuttgarter Zeitung ver-
öffentlicht.
Ich möchte den Gedanken von 
Hannes Rockenbauch im Brief an 
Heiner Geißler in derselben Ausga-
be aufgreifen, wo er schreibt: „Bei 
jeder gewerkschaftlichen Schlich-
tung gibt es eine Maßregelungsklau-
sel. In der Regel werden alle in der 
Auseinandersetzung angestrengten 
Strafverfahren gegen Streikende ein-
gestellt.“
Ich denke, es ist an der Zeit, dass alle 
Kräfte des Widerstands gegen S21 
die Forderung „Einstellung aller Ver-
fahren gegen S21-Gegnerinnen und 

Gegner - Amnestie jetzt“ an die neue 
Landesregierung stellen und mit vielfäl-
tigen Aktionen Druck dafür erzeugen. 
Dies ist um so dringender, als der abso-
lute Kriminalisierungswille der Staatsan-
waltschaft ungebrochen scheint: Im Fall 
von Birgit Th., über den ihr auch berich-
tet, wurde von der Staatsanwaltschaft 
Revision gegen das Urteil eingelegt. 
Zur Erinnerung: Birgit Th. wurde wegen 
eines Schubsers gegen einen Polizisten 
zu 3.600 Euro Strafe verurteilt. Ur-
sprünglich hatte die Staatsanwaltschaft 
einen Haftbefehl wegen versuchten Tot-
schlags gegen sie beantragt. Im Prozess 
forderte die Staatsanwaltschaft dann 4 
Monate Freiheitsstrafe und eine Geld-
buße von 1.500 Euro. Es ist zu befürch-
ten, dass die Staatsanwaltschaft diesen 
ursprünglichen Strafantrag nachträglich 
durch die Revision noch durchsetzen 
will.

Leserbrief
Einstellung aller Verfahren gegen S21-Gegnerinnen und Gegner - Amnestie jetzt

Dieses Vorgehen der Staatsanwalt-
schaft beschränkt sich im Übrigen 
nicht nur auf S21-Gegner. Das von 
strafrechtlicher Verfolgung betrof-
fene Spektrum reicht von Gegnern 
des Bundeswehrgelöbnisses 2010 
bis zum Ver.di-Jugendsekretär.
Das Bündnis für Versammlungsfrei-
heit, in dem ich mitarbeite, diskutiert 
deshalb nicht nur über eine Kampa-
gne zur Einstellung aller Verfahren 
gegen S21-Gegner - Amnestie jetzt, 
sondern auch darüber, wie ein fort-
schrittliches Versammlungsgesetz 
auf antifaschistischer Grundlage aus-
sehen kann.
Zu dieser Diskussion möchte ich 
euch und alle Leserinnen und Leser 
des Stadt.Plan einladen.

Oben bleiben
Wolfgang Hänisch

Sieben Monate nach dem Schwar-
zen Donnerstag ist der Stu!garter 

Polizeichef Siegfried Stumpf endlich 
zurückgetreten. Oberstaatsanwalt Bern-
hard Häußler ist noch immer im Amt. 
Am 18. April 2011 erschien Häußler 
wieder einmal persönlich bei einem 
Prozess, bei dem es um die Krimina-
lisierung von S21-GegnerInnen ging. 
Weil sie die Polizei als „Kinderschlä -
ger“ bezeichnete, bekam Ursel B. einen 
Stra"efehl über 40 Tagessätze, gegen 
den sie Widerspruch einlegte. Sowohl 
durch die Aussage von Ursel B. als auch 
die der beiden Polizisten, die Anzeige 
ersta!et ha!en, wurde bestätigt, dass 
nicht Polizisten als Personen, sondern 

„Herr Häußler, Sie gehören abgesetzt.“

die Polizei als Apparat gemeint war. 
Trotzdem blieb Häußler bei seinem ge-
forderten Strafmaß von 40 Tagessätzen. 
Die Richterin reduzierte die Strafe auf 
20 Tagessätze. Unmutsäußerungen ge-
gen die Ausführungen von Häußler und 
Beifallskundgebungen für die Aussagen 
von Ursel B. versuchten Häußler und 
die Richterin mit der Drohung, den Saal 
zu räumen, zu unterbinden. Ursel B. 
sagte dem Oberstaatsanwalt o&en und 
direkt, dass er sich eigentlich um ganz 
andere Dinge kümmern müsste: „Herr 
Häußler, Sie überziehen S21-Gegner mit 
Stra"efehlen und Prozessen. Gleichzei -
tig verschleppen Sie nun schon seit neun 
Jahren eine Anklage gegen ehemalige 
Angehörige einer SS-Division, die im 
Sommer 1944 in Norditalien 560 Bewoh-
ner eines Dorfes massakrierte.“ Und 
nach Beendigung des Prozesses, aber 
noch im Gerichtssaal erklärte Ursel B. 
gegenüber dem Oberstaatsanwalt, was 
viele S21-Gegner denken: „Herr Häuß-
ler, Sie gehören abgesetzt.“  n   |ub|
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Wie hieß es da einst:
„Wenn wir bei einer objektiven 

Bewertung heraus#nden sollten, 
dass das geplante Grundwasserma-
nagement nicht ausreicht, dass die 
Tunnelbauten diesen Naturschatz 
gefährden würden, dann hätten wir 

Wird OB Schuster erneut 
wortbrüchig?

Ist die Justiz auf dem rechten Auge blind?

eine neue Faktenlage. Für mich wäre 
die konkrete Gefährdung unseres 
Mineralwassers ein absolutes K.O.-
Kriterium für Stuttgart 21“, so Ober-
bürgermeister Wolfgang Schuster 
in der Frankfurter Rundschau vom 
09.10.2010.
Seit zwei Wochen ist es of#ziell. Das 
geplante Grundwassermanagement 
ist nicht ausreichend dimensioniert. 
Die Bahn AG hat jetzt beim Einsen-
bahnbundesamt beantragt, dass sie 
doppelt soviel Grundwasser wie ge-
plant abpumpen darf. Schon die ur-
sprünglich geplante Wasserentnah-
me ist laut Fachleuten in Stuttgarts 
Mineralwasserschutzzone als äußerst 
bedenklich anzusehen. Und jetzt soll 
es eben die doppelte Wassermenge 
sein.
Wieder einmal wird klar, dass das 
bestgeplante Projekt Europas eine 
einzige Fehlplanung ist. Aber das 
wussten wir eh schon, nur eine Frage 
ist noch offen: Wird OB Schuster nach 
dem versprochenen Bürgerbegehren 
erneut sein Wort brechen und weiter 
an Stuttgart 21 festhalten? Bis jetzt 
schweigt der Rathauschef ...  n   |hr|
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In Stu!gart herrscht akute Wohnungs -
not. Bezahlbare Mietwohnungen feh-

len, der Sozialwohnungsbau wurde in 
der Ära von CDU-Stadtkämmerer Föll 
praktisch eingestellt. Gleichzeitig liegt 
der Büro-Leerstand derzeit bei 6,5%. 
Die sogenannte „Angebotsreserve“ 
an Büroraum betrug Ende 2010 rund 
480.000 m², aber in der Stadt werden an 
jeder Ecke neue seelenlose Büro- und 
Konsum-Klötze geplant und gebaut. 
Das scheint nur ein Widerspruch zu 
sein: denn trotz 6,5% Büro-Leerstand 
verzinst sich das Investoren-Kapital 
dabei o&enbar bestens. Es widerspricht 
„nur“ dem, was die Stu!garter Bevöl -
kerung braucht. Doch nicht ihr Bedarf 
entscheidet, wo und wofür gebaut wird, 
sondern die Rendite. SÖS und LINKE 
haben dies im Stadtrat schon lange 
kritisiert und Anträge zum Bau von 
mehr Sozialwohnungen bzw. Mietwoh -
nungen gestellt. Wir wollen ein Grund -
recht auf Wohnen, ein umweltverträg -
liches, kulturvolles Planen und Bauen, 
orientiert an den  Bedürfnissen der 
Bevölkerung. Dafür sind noch viel wei -
ter gehende Veränderungen nötig. Die 
großen Grundstücksareale in der Stadt 
gehören nicht ins Portfolio kapital -
starker Investorengruppen, sondern in 
kommunale Hand. Ein Mosaikstein zu 
diesen Veränderungen ist die Grund -

position von SÖS und LINKE, keine 
städtischen Grundstücke zu verkaufen.
Liest man die Publikationen von OB 
Schuster, SPD und Grünen, scheint 
dagegen in Stu!gart schon ein Durch -
bruch gelungen. Im Stadtrat wurde 
nämlich im März ein „Stu!garter 
Innenentwicklungsmodell“ (SIM) 
beschlossen, das „eine sozial ausgewo-
gene und städtebaulich quali'zierte Bo -

dennutzung in Stu!gart“ einleiten soll. 
Die SPD reklamiert daran die Eltern-
scha#: sie habe mit SIM das sogenannte 
„Münchner Modell“ auf Stu!gart über -
tragen. Das Münchner Modell schreibt 
Investoren bei Bauprojekten eine 
(Flächen-) Quote von 30% Wohnungs-
bau vor, und davon wiederum 30% für 
ö&entlich geförderten Wohnungsbau. 
Diese gilt dort, |Seite 5| 

Mit SIMsalabim zur sozialen Baukultur? 
Wohnungsnot und „Stuttgarter Innenentwicklungsmodell“ (SIM)

Ich wohne in einem denkmalwür-
digen und stadtteilprägenden 

Zeugnis der Stuttgarter Arbeiter-
wohnungsbaubewegung in Stuttgart  
Ost, Wagenburgstraße, das im Archi-
tekturführer Stuttgart aufgeführt ist 
und auch schon mal ausgezeichnet 
wurde.
Das Haus gehört der Bau- und Heim-
stättenverein eG, die es nun ganz 
entgegen ihrer bisherigen Praxis in 
anderen Fällen (Erhaltung, Moderni-
sierung etc.) komplett abreißen und 
durch einen Neubau ersetzten möch-
te. Leider hat die Genossenschaft in 
den letzten Jahren nicht in nennens-
wertem Umfang in die Instandhal-
tungsp!ege investiert. Die Genossen -
schaft rechtfertigt ihr Abrissvorhaben 
mit einer insgesamt schlechten, nicht 
zukunftsfähigen Bausubstanz, eine 
Auffassung, die ich nicht teile.
Trotz der sehr zurückhaltend betrie-
benen Instandhaltungsp!ege ist der 
Zustand der Bausubstanz als gut zu 
bezeichnen. Nicht zuletzt ist auch der 
Zuschnitt der Wohnungsgrundrisse 

bemerkenswert gelungen. Die Woh-
nungen weisen z.B. alle ein vom Bade-
zimmer getrenntes WC auf, separate 
Speisekammern, etc. Durch einen Neu-
bau könnte man evtl. mit einer anderen 
Mieterklientel wohl deutlich höhere Mie-
ten als bisher erzielen.
Zwischenzeitlich hat sich aber die Mehr-
heit des Bezirksbeirats Stuttgart Ost und 
ein Großteil der Menschen aus diesem 
Stadtteil für den Erhalt dieses stadtteil-
prägenden Gebäudes ausgesprochen. 
Dies belegt auch eine Unterschriften-
sammlung, die binnen kürzester Zeit 
über 900 Unterschriften erbrachte. Sie 
wurden bereits im Sommer letzten Jah-
res anlässlich einer Bezirksbeiratssitzung 
an den Vorstand der Genossenschaft 
übergeben.
Mit der Überschrift „Bezahlbarer Wohn-
raum statt Reichenghetto” berichtet die 
Zeitung des Mietervereins von einem 
Gespräch zwischen Bezirksvorsteher 
Martin Körner (SPD) und dem Mieter-
vereinsvorsitzenden Rolf Gassmann. 
Laut Mieterzeitung vom Februar 2011 
soll sich Martin Körner in dem Gespräch 

Leserbrief
Abriss für bezahlbare Wohnungen?

Sorgen darüber gemacht haben, 
dass in Stuttgart Ost viele Bürger 
keine bezahlbare Wohnung mehr 
#nden. Wenn es Martin Körner ernst 
damit meint, könnte er seine Funk-
tion als Aufsichtsratsmitglied beim 
Bau- und Heimstättenverein auch 
dafür nutzen, dass mit der Sanierung 
erhaltungswürdiger Bausubstanz be-
zahlbare Mietwohnungen erhalten 
bleiben. Er könnte dann evtl. auch 
dafür sorgen, dass die Wohnungen, 
die bereits bald 2 Jahre leer stehen, 
umgehend an Wohnungslose bzw. 
Wohnungssuchende vermietet wer-
den könnten. Eine Informationsver-
anstaltung für die Mieter und Anwoh-
ner, die im Herbst 2010 statt#nden 
sollte, fand bis heute nicht statt!  n  
|Andreas Hubler|

Anmerkung der Redaktion:
Dem Autor dieses Leserbriefes wur-
de zwischenzeitlich seine Vereinsmit-
gliedschaft wegen seiner Kritik an 
der Geschäftspolitik des Vereins ge-
kündigt.

Vom Abriss bedroht, das Siedlungshaus in der Wagenburgstraße.
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Die Initiative Lern- und Gedenkort 
begrüßt es, dass sich SPD und 

GRÜNE auf den Erhalt des Hotel Silber 
verständigt haben. Dieses Ziel ist in 
einer Protokollnotiz zu den Koaliti -
onsverhandlungen festgehalten. Dass 
der Abriss dieses „steinernen Zeugen“ 
verhindert wird, ist dem langjährigen 
hartnäckigen Engagement geschichts-
bewusster Bürgerinnen und Bürger zu 
verdanken. Das Signal der Protestaktio-
nen vor dem Hotel Silber, die Äuße-
rungen von Angehörigen der Opfer, der 
Appell namha#er Persönlichkeiten aus 
der ganzen Republik haben gewirkt.
Wir freuen uns, dass sich bei den 
zukün#igen Entscheidungsträgern im 
Land eine verantwortungsvolle Haltung 
im Umgang mit diesem zentralen Ort 
des NS-Terrors in Stu!gart und Wür! -
emberg-Hohenzollern durchgesetzt hat 
und wir ho&en, dass diese Haltung auch 
bei den bevorstehenden Verhandlungen 
mit der Stadt Stu!gart und der Firma 
Breuninger handlungsleitend sein wird. 
Wir vertrauen hierbei insbesondere auf 
die klaren Äußerungen von Nils Schmid 
vor der Wahl, der als zukün#iger Fi -
nanzminister die direkte Verantwortung 
trägt für das landeseigene Gebäude. Es 
stimmt uns auch zuversichtlich, dass 
Winfried Kretschmann in einem Inter -
view erklärt hat, dass Hannah Arendt 
Vorbild für ihn sei. Wir erwarten, dass 
jetzt zügig die Gestaltung des Lern- und 
Gedenkortes im Hotel Silber, die Grün -
dung des längst überfälligen NS-Doku -
mentationszentrums vorbereitet wird.

Hierfür ist uns wichtig:

> 

>

Wir berufen uns hierbei auf die im Koa -
litionsvertrag verkündete neue Haltung 
zur Bürgerbeteiligung und werden 
deren Umsetzung auch im Umgang mit 
dem Hotel Silber einfordern.
Wir gehen davon aus, dass sich der 
Stu!garter Gemeinderat demnächst mit 
den veränderten politischen Rahmenbe-

Nach der Landtagswahl
Das erste Ziel ist erreicht: Das Hotel Silber bleibt erhalten

dingungen für das Neubauprojekt am 
Karlsplatz auseinandersetzen wird. Wie 
auch immer das Bebauungsplanver-
fahren jetzt den neuen Gegebenheiten 
angepasst wird: In jedem Fall erwarten 
wir, dass die Ergebnisse der Bürger-
beteiligung (die eingegangen Einwen-
dungen sowie die Stimmen aus der 
Bürgeranhörung am 1. Dezember 2010) 
dem Gemeinderat und der Ö&entlich -
keit zugänglich gemacht werden.
Eine lebendige Bildungseinrichtung in 
der Dorotheenstraße entspricht ganz der 
Leitidee einer nachhaltigen Entwicklung 
und Belebung des Stadtzentrums und 
steht keinesfalls im Widerspruch zu den 
Zielen der Stadtplanung.  n  

|Initiative Lern-und Gedenkort  
Hotel Silber|

|von Seite 4| wo von der Stadt neues 
Baurecht mit höherer Nutzung und 
Wertzuwachs gescha&en wird – also 
nicht bei unveränderter Bebauungsart.
Schon hier wird sichtbar, dass das nicht 
ausreichen kann, um den Mangel an 
Wohnungen mit bezahlbaren Mieten 
bzw. Sozialwohnungen nennenswert zu 
lindern. Und mit SIM wurden für Stu! -
gart nicht einmal die Wohnungsbau-
Quoten des Münchner Modells (30%) 
beschlossen, sondern nur 20%, und 
eine Fülle von „Flexibilisierungen“, die 
Investoreninteressen entgegenkommen. 
Das allerdings verschweigt die SPD den 
Lesern ihrer Blä!er.
SÖS und Linke ha!en im Novem -
ber beantragt, dass der Anteil von 
Wohnungen bei allen Bauvorhaben 

mindestens 30 % betragen müsse. Bei 
Wohnungsbauvorhaben, für die das 
Planungsrecht neu erstellt oder geän-
dert wird, sei ein Dri!el für den ö&ent -
lich geförderten Wohnungsbau zu re -
servieren. Unsere Anträge wurden von 
allen anderen Fraktionen abgelehnt. 
Selbst dem Vorschlag, bei der Förde-
rung den Sozialwohnungen Priorität 
zu geben, wollten sich SPD und Grüne 
nicht anschließen. O&enbar fürchten 
beide wie der Teufel das Weihwasser, 
als Investorenschreck dazustehen. Auch 
ihre Äußerungen – anlässlich Hotel 
Silber – zum Da Vinci Groß-Baupro-
jekt von Breuninger und Land lassen 
tief blicken. SIM müsse dort ja nicht 
unbedingt angewendet werden, natür -
lich könne man dort auch Wohnungen 

bauen, müsse es aber nicht. CDU, FW, 
FDP und Investoren-Lobby ha!en, 
wenig überraschend, noch größere 
Biegsamkeit der eh schon biegsamen 
SIM-Regelungen gefordert. Das hä!e 
also gute Chancen, gelebte Praxis zu 
werden. Wenn es denn immer nur nach 
Investorengruppen und Mehrheiten im 
Gemeinderat ginge. Geht es seit einiger 
Zeit aber zum Glück nicht mehr, weil 
die Stu!garter begonnen haben, sich 
selber zu Wort zu melden und ihre Vor -
stellungen von einer lebenswerten Stadt 
zu formulieren. Entschlossen, kreativ, 
unüberhörbar. Vom Bonatz-Bau bis 
zum Hotel Silber. Die kleinste Fraktion 
im Stadtrat be'ndet sich also in guter 
Gesellscha#.  n   |Tom Adler|

dass diese wichtige gesellscha#liche 
Aufgabe von der Stadt Stu!gart 
und dem Land Baden-Wür!emberg 
gemeinsam angegangen wird,

dass die in der Erinnerungsarbeit 
engagierten Bürgerinnen und Bür -
ger an diesem Gestaltungsprozess 
ernstha# teilhaben können. Die 
Mitwirkung der bürgerscha#lichen 
Organisationen im zukün#igen Be -
trieb des Zentrums muss von Anfang 
an institutionell und konzeptionell 
verankert werden, damit dieses ein 
lebendiger Ort der gesellscha#lichen 
Auseinandersetzung werden kann.
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Die Wahl des neuen Landtages am 
27. März 2011 zeigt eine deutliche 

Verschiebung der politischen Machtver -
hältnisse in Stu!gart, wie es bereits bei 
den Kommunalwahlen 2009 abzusehen 
war. Gewiss, die Stadt Stu!gart ist nicht 
repräsentativ für das strukturkonser -
vative Land Baden-Wür!emberg, ist 
sie doch ein Schmelztiegel unterschied-
lichster Kulturen, ein starker Indus -
triestandort, ein Dienstleistungs- und 
Wissenscha#szentrum. Die Ergebnisse 
der Landeshauptstadt haben trotzdem 
eine starke Signalwirkung. Der unge-
wöhnliche Anstieg der Wahlbeteiligung 
auf 73,1% in Stu!gart (66,3% im Land) 
zeigt den immensen Politisierungsgrad 
der Stadtgesellscha# - eine Kehrtwende 
des Trends seit 1972. Konnte die CDU 
2006 noch 36,5% der Stimmen auf sich 
vereinen, verlor die ehemals führen-
de Kra# 5% der Stimmen und 'el auf 
31,5%. Sie verlor 3 der 4 Direktmandate. 
Die SPD musste noch deutlicher Federn 
lassen. Von 26,4% (2006) schmolz die 
Wählerscha# auf magere 20,4% der 
Stimmen. Kein Sozialdemokrat wird die 
Landeshauptstadt im Landtag vertre -
ten. Am härtesten traf es jedoch die 
FDP. Von sta!lichen 11,9% in 2006 auf 
6,1% der Stimmen wurden die Liberalen 
eingedamp#. DIE LINKE steigert ihr 
Ergebnis nur um 0,1 auf 3,4% und bleibt 
deutlich unter der 5%-Hürde. Besonders 
erfreulich ist der starke Rückgang der 

Wahlnachlese und der Wählerauftrag

Unterstützerbasis für die Republikaner 
auf unter 1%, und die Bedeutungslosig-
keit der faschistischen NPD in Stu!gart 
und dem ganzen Land.
Der große Gewinner dieser Wahl ist 
unzweifelha# das Bündnis 90/Grüne. 
Der Sprung von 16,7% auf 34,5% der 
Stimmen brachte 3 Grüne Kandidaten 
direkt und einen weiteren über ein Aus -
gleichsmandat in den neuen Landtag. 
Insbesondere aus dem Lager der Nicht-
Wähler konnten die Grünen Wähler 
mobilisieren, landesweit macht dies 
knapp 10% ihres Stimmenzuwachses 
aus. Aber auch CDU und SPD verloren 
nicht unerheblich an die grüne Partei.
Das starke Abschneiden der Grünen 
in den vier Stu!garter Wahlkreisen im 
Vergleich zum Ergebnis im Land zeigt, 
wie stark die Partei insbesondere durch 
den alle gesellscha#lichen Schichten 
umfassenden Widerstand gegen das 
Milliardengrab Stu!gart 21 Unter -
stützung erfahren hat. Die tragischen 
Reaktorunglücke von Fukushima haben 
die Schlagzeilen bestimmt und viele 
veranlasst, Grün zu wählen.
Diese Wahl ist vielschichtig interpre -
tierbar, aber eines ist unumstößlich: Der 
Wählerau#rag an das Kretschmann-
Kabine! lautet: Schluss mit Atomkra#$ 
Schluss mit Stu!gart 21$ An diesem 
unmissverständlichen Willen der Wäh -
lerinnen und Wähler muss sich die neue 
Regierung messen lassen.  n   |co|

Ausgewählte Landtagswahlergebnisse in Stuttgart

1976
1984
1996
2001
2006
2011

CDU

46,7
42,6
33,6
37,1
36,5
31,5

SPD

40,8
36,1
26,3
36,3
26,4
20,4

GRÜNE

-
10,5
16,3
11,5
16,7
34,5

FDP

11,0
10,3
11,9
9,2

11,9
6,1

WASG/LINKE

-
-
-
-

3,3
3,4

Volksabstimmung 
– Falle oder Chance?

Egal wie eine Volksabstimmung 
in Baden-Württemberg aus-

geht – sie kann nur verloren gehen. 
Die notwendige Zustimmung von 
mindestens einem Drittel aller 
Wahlberechtigten ist nicht erreich-
bar. Seit 1996 hat keine Landesre-
gierung so viele Stimmen erhalten, 
OB Klett und OB Schuster haben 
das Quorum bei keiner einzigen  
Wahl erreicht.
Also ist alles nur Beschiss? Will die 
SPD eine angebliche Zustimmung 
„des Volkes“ ergaunern? Klar. Stutt-
gart 21 ist eine einzige Geschichte 
verschwiegener Gutachten, Schön-
rechnereien, Gemauschel und mie-
ser Tricks. Dieser neue  Versuch kann 
nicht überraschen. Und wir sollen 
da mitspielen? Bürgerbeteiligung 
ist eine zentrale Forderung der De-
mokratiebewegung gegen S21. Die 
Entfremdung der Menschen von 
„denen da oben“ hat uns auf die 
Straße, Mappus aus dem Amt und 
S21 an den Abgrund getrieben. 
Werden außen stehende Betrachter 
draußen im Land verstehen, dass 
wir eine Volksabstimmung ablehnen 
– für die wir so lange gekämpft ha-
ben?
Wenn bis zur Abstimmung kein 
transparenter Stresstest erfolgt ist, 
wenn  aber weiterhin verschollene 
Gutachten mit verschwiegenen Ri-
siken auftauchen, wenn die Finanz-
löcher weiter wachsen, wenn das 
Mineralwasser tatsächlich ernsthaft 
gefährdet ist, wenn für die Fildern 
weder Planung noch Genehmigung 
vorliegen – wenn also S21 ganz of-
fensichtlich gescheitert ist, wollen 
wir es dann durch eine verlorene 
Volksabstimmung wieder beleben? 
Dann muss die Bewegung auch über 
einen Boykott der Abstimmung dis-
kutieren. Eine unfaire Fragestellung 
in der Volksabstimmung ist zu er-
warten. Ebenso das Verfehlen des 
Quorums. Aber was wird gesche-
hen, wenn eine Mehrheit gegen 
S21 stimmt? Womöglich im ganzen 
Land. Oder nur in der Region oder 
der Stadt Stuttgart. Die Abstimmung 
mag formal verloren sein. Aber wel-
che Legitimation hat S21 dann noch? 
Welche Legitimation hat eine Regie-
rung dann noch, die solche Taschen-
spieler-Tricks anwendet? Wie wird 
die Bewegung explodieren, wenn 
die Mehrheit einer Abstimmung 
übergangen wird? Wie soll S21 dann 
noch durchsetzbar sein? 
Die SPD glaubt, die Volksabstim-
mung sei ein genialer Schachzug. 
Dieser Schuss kann und wird gewal-
tig nach hinten losgehen.  n   |kr|

Der Wählerauftrag an das  
Kretschmann-Kabinett lautet:

Schluss mit Atomkraft!
Schluss mit Stuttgart 21!

© Thomas Igler
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Ich arbeite für das parteifreie Bündnis 
SÖS (Stu!gart Ökologisch Sozial) im 

Aktionsbündnis gegen Stu!gart 21. Für 
das Aktionsbündnis beginnt jetzt eine 
komplizierte Phase des Widerstandes. 
Auf der einen Seite haben die Menschen 
mit der Abwahl der Tunnelparteien CDU 
und FDP Geschichte geschrieben. Auf 
der anderen Seite wäre es jetzt extrem 
leichtsinnig, sich auf dem Erreichten 
auszuruhen. Mit einem grünen Minister -
präsidenten und Verkehrsminister sind 
zwar „unsere“ Leute in der Regierung, 
aber dort sind sie nicht allein. 

Ohne die Tunnelpartei SPD, die sich in 
der Frage Stu!gart 21 wie eine bessere 
CDU gebärdet, geht in der neuen Lan-

Wir sind die Kontrollinstanz!

desregierung fast nix. 
Ich ho&e, dass die GRÜNEN der Ver-
suchung der Macht und dem enormen 
Druck der Wirtscha# nicht erliegen und 
keine faulen Kompromisse geschlossen 
werden. Regieren kann die Regierenden 
ganz schön verändern, trotzdem sollte 
man jetzt nicht im Voraus schon den 
Verrat wi!ern. Ich 'nde nach dem, was 
wir bis jetzt mit unserem Widerstand 
in Bewegung gebracht haben, können 
wir ganz selbstbewusst sagen: „Unsere 
Unterstützung haben die GRÜNEN“. 
Wir sagen aber auch gleich dazu: „Unser 
Widerstand ist die Kontrollinstanz$“ 
Das Aktionsbündnis muss jetzt einen 
klaren Kurs einschlagen. Dafür schlage 
ich die folgenden fünf Forderungen 
vor. Wird nur eine dieser Forderungen 
nicht erfüllt, ru# das Aktionsbündnis zu 
Demonstrationen und massenha#em, 
friedlichem zivilen Ungehorsam auf$

1. Sofortiger Stopp des komple!en 
Projekts Stu!gart 21 bis alle hier 

angeführten Forderungen erfüllt sind.

2. Der Stresstest muss unter Beteili-
gung von Vertretern der Protest -

bewegung durchgeführt, von einem 
unabhängigen Institut überprü# und sei -
ne Ergebnisse ö&entlich vorgestellt und 
diskutiert werden. Kann der Stresstest 
keine höhere Kapazität als der moder-

nisierte Kop"ahnhof nachweisen, wird 
Stu!gart 21 nicht gebaut.

3. Alle Gutachten und Fakten zu 
den Kosten und Umwelt- und 

Sicherheitsrisiken müssen verö&entlicht 
werden. Die Verfassungsmäßigkeit der 
Misch'nanzierung von S21 durch Bund 
Land und Stadt muss gerichtlich geklärt 
werden. Sind die Umwelt- und Sicher -
heitsrisiken nicht geklärt, darf Stu!gart 
21 nicht gebaut werden. Da die Finan-
zierung schon heute die 4,5 Milliarden 
überschreitet, darf kein weiteres Steuer-
geld in das Milliardenprojekt gesteckt 
werden.

4. Wir wollen eine direkte demokra -
tische Entscheidung über Stu!gart 

21 in Stu!gart. Kommt es zu einem 
Volksentscheid, müssen als Vorausset-
zung alle Gutachten und Fakten, die in 
Phase I aufgearbeitet wurden, durch die 
Medien und die Regierung transparent 
gemacht sein. 

5. Wir werden keinen Volksentscheid 
akzeptieren, der unter Bedingungen 

abgehalten wird, die nur zur Verhinde -
rung von direkter Demokratie gemacht 
sind. Wir fordern ein neues Gesetz über 
Volksentscheide. Das Quorum muss 
fallen, die einfache Mehrheit der abgege-
benen Stimmen entscheidet.  n   |hr|

„Auf der anderen Sei-
te wäre es jetzt extrem 

leichtsinnig, sich auf dem 
Erreichten auszuruhen.“

Die Stolperfalle Stuttgart 21!

Hannes Rockenbauch (SÖS), 

Fraktionsvorsitzender der 

Fraktionsgemeinschaft 

SÖS und LINKE

© Friederike Groß
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Die Situation von PatientInnen 
und Personal in Krankenhäusern, 

auch der Städtischen Kliniken, 'ndet 
nur ausnahmsweise ö&entliche Auf-
merksamkeit. Für die Medien braucht 
es dafür spektakuläre Anlässe wie 
Kunstfehler-Prozesse. Das ö&entliche 
Bewusstsein, dass Kliniken elementarer 
Teil der ö&entlichen Daseinsvorsorge 
sind, wächst meist erst, wenn man 
selber drin liegt. Und wer drin liegt, 
spürt in allen Krankenhäusern, auch in 
den städtischen, dass es damit o# nicht 
zum Besten steht. Nach Informationen 
des Personalrats explodiert die Anzahl 
der Überlastungsanzeigen von P*e-
gekrä#en förmlich, langjährige Mitar -
beiterInnen kündigen. Überstunden 
wachsen stetig an, burn-out-Symptome 
bei Beschä#igten ebenfalls. Die Zahl 
der Krankenp*egeschülerInnen, die 
sich nicht vorstellen können nach dem 
Ausbildungsabschluss im Klinikum in 
ihrem Beruf weiterzuarbeiten, wächst. 
Unterversorgung der Patienten und 
Überforderung der Beschä#igten nimmt 
in immer mehr Stationen der 4 Klini -
kumsstandorte zu. So weit so schlecht 
die Analyse von Ver.di und Klinikums-

Lage der P!ege im Klinikum spitzt sich zu

Personalrat. Die weist ja nicht nur auf 
die missliche Lage des Klinikumsperso-
nals hin, sondern sagt damit viel darü -
ber, was es heißen kann, unter solchen 
Bedingungen PatientIn zu sein.
Dieser Zustand ist nicht Ergebnis 
unbeabsichtigter Fehlentwicklungen, 
sondern wird seit mehr als 10 Jahren 
planvoll von Bundes- und Landespolitik 
herbeigeführt. Die bisherige Landesre-
gierung war ihrer gesetzlichen Ver -
p*ichtung jahrelang nicht nachgekom -
men, notwendige Investitionen in die 
Krankenhäuser zu 'nanzieren. Bis 2005 
wurden Baustellen und andere Investi -
tionen am städtischen Klinikum we -
nigstens z.T. durch Zuschüsse aus der 
Stadtkasse 'nanziert. Das wurde 2005 
durch Gemeinderatsbeschluss weitge-
hend beendet, den Kliniken wird seither 
eine betriebswirtscha#lich „Schwarze 
Null“ abverlangt. Investitionen müssen 
also aus den Mi!eln für den laufenden 
Betrieb erwirtscha#et werden, die die 
Kliniken von den Krankenkassen für 
Patientenversorgung ersta!et bekom -
men. Spätestens seit 2005 gilt also: 
Personalstellen 'nanzieren Baustellen, 
im Klinikum sind es aktuell fehlende 
180. Die befürchtete Entwicklung (siehe 
oben) bahnt sich heute schon an: „Das 
größte Lebensrisiko, nämlich krank 
oder p*egebedür#ig zu werden, wird 
Schri! für Schri! privatisiert. Zuneh -
mend entscheidet der Geldbeutel über 
die Versorgung. Das untere Dri!el wird 
zu Bi!stellern gemacht, das mi!lere 
Dri!el muss einen deutlich höheren An -
teil seines Einkommens für Gesundheit 
ausgeben und das obere Dri!el erhält 

Versorgung erster Klasse.“ (O&ener 
Brief der Betrieblichen Interessenver-
treter der Krankenhäuser Nord-Baden-
Wür!emberg an die Abgeordneten des 
Deutschen Bundestags)
Wer an ein Krankenhaus dieselben 
ökonomischen Maßstäbe anlegt wie 
an ein privates kapitalistisches Unter-
nehmen, dreht an derselben Schraube 
wie FDP-Gesundheitsminister Rösler, 
ob er will oder nicht. Und sollte von 
„hoher medizinischer Qualität, gu -
ten Arbeitsbedingungen und großer 
Patientenzufriedenheit“ (Forum SPD, 
1/11) schweigen. Die Parteien der 
neuen Landesregierung ha!en zwar im 
Wahlkampf angekündigt, die Investiti -
onskosten'nanzierung durch das Land 
auf 600 Millionen Euro zu verdoppeln. 
In ihrem Koalitionsvertrag heißt es jetzt 
allerdings weniger konkret, dass sie den 
„über Jahre aufgelaufenen Investitions-
stau sukzessive abtragen“ und „bis 2016 
die Investitionsmi!el Schri! für Schri! 
erhöhen“ wollen. Vor lauter Haushalts -
konsolidierung könnten daraus aber 
leicht Trippelschri!chen werden, die an 
der bedrohlichen Entwicklung nicht viel 
ändern. In den Haushaltsberatungen im 
Herbst muss es also weiterhin darum 
gehen, für die Kliniken wieder einen 
festen Zuschuss aus der Stadtkasse zu 
beschließen. Das wird notwendig wer -
den, wenn wir wollen, dass sie ein in 
jeder Hinsicht qualitativ hochwertiger 
Teil der ö&entlichen Daseinsvorsorge 
bleiben können und Baustellen nicht 
länger durch Personalstellen und zu La-
sten der PatientInnen 'nanziert werden 
müssen.  n   |ta|

Thomas Adler (DIE LINKE),

Stadtrat SÖS und LINKE 

und Betriebsrat im Daim-

ler-Werk Untertürkheim

© Ver.di08



M onatelang wurde eine unsägliche 
Deba!e im Bundestag darüber ge-

führt, wie man laut Frau Ministerin von 
der Leyen Kindern und Jugendlichen 
aus armen Familien „etwas richtig 
Gutes“ tun kann. In Stu!gart sind das 
ca.16.600 Kinder und Jugendliche, deren 
Eltern Arbeitslosengeld II oder Sozial -
geld, Sozialhilfe, den Kinderzuschlag 
oder Wohngeld beziehen.
Doch alle Ho&nungen auf die Erhö-
hung der Bedarfssätze (Regelbedarfe) 
für Kinder und Jugendliche aus armen 
Familien wurden en!äuscht. Das heißt, 
es bleibt für 2011 noch bei den bishe-
rigen Sätzen: 215 Euro für Kinder von 
0-6 Jahren, 251 Euro von 7-14 Jahren, 
287 Euro für Jugendliche von 15-18 
Jahren, das Kindergeld ist dabei mit 
einberechnet$ Aber bei der nächsten 
fälligen Erhöhung der Regelbedarfe 
wird angerechnet, u.a. weil die Ausga -
ben für Bildung und gesellscha#liche 
Teilhabe als Sachmi!el, nämlich als das 
„Bildungspaket“ angeboten werden: 
Mi!agessen für 1 Euro an Schulen, 
Lernförderung, Fahrkostenzuschuss für 
den Schulweg, Kita- und Schulaus*üge 
sowie 10 Euro monatlich für Kultur-, 

Kinderarmut – ist das Bildungspaket eine Verbesserung?

Sport- und Freizeitaktivitäten, d.h. die 
Kinderregelsätze wurden gesenkt.

>

>

>

Georg ist 49 Jahre alt und allein 
stehend. Nach seiner Lehre zum 

Elektriker wurde er von seinem Aus -
bildungsbetrieb in eine unbefristete 
Anstellung übernommen. Vor 5 Jahren 
geriet die Firma in die Zahlungsunfä -
higkeit. Insolvenz, Sozialplan und jah -
relange Arbeitslosigkeit war für Georg 
die Folge. „Bei der Arbeitsmarktlage 
- schlechte Karten“, so das Urteil des 
Arbeitsvermi!lers im JobCenter.
Georg lebt von 364 Euro im Monat, 
real sind es aber nur 302 Euro. Da die 
Kaltmiete seiner Wohnung die Mieto -
bergrenze überschreitet, muss er aus 
seinem Regelsatz die Di&erenz aus-
gleichen. Bezahlbarer Wohnraum ist in 
Stu!gart knapp. Auch einen Teil der 
Nebenkosten trägt er.
Ohne seine Ein-Euro-Jobs kann er sei-
nen Lebensunterhalt nicht bestreiten. 
Ca. 120 Euro verdient er sich in einer 
städtischen Einrichtung dazu. Einmal 
in der Essensausgabe an einer Schule, 
gegenwärtig aber im Stad!eilservice. 
Den Sprung in den ersten Arbeits-
markt hat er bislang nicht gescha+ 
- wie die meisten. Georg arbeitet 
Vollzeit, für 1,50 Euro die Stunde. Er 
weiß, dass seine Arbeit notwendig ist, 
aber eigentlich dauerha# und men -
schenwürdig entlohnt sein müsste. Er 
macht den Job trotzdem, denn sonst 

Sta! den Eltern mehr Geld für ihre 
Kinder zur Verfügung zu stellen, 
wird über ein kompliziertes, auf -
wendiges Antragsverfahren das 
diskriminierende Vorurteil bedient, 
Hartz IV Empfänger würden das 
Geld eher für Alkohol und Rauchwa -
ren verwenden.
Es kommt einer Entmündigung 
gleich, wenn Eltern eine Schulbe-
scheinigung beim Jobcenter vorlegen 
müssen, dass ihr Kind „versetzungs-
gefährdet“ ist, um die „Lernförde -
rung“ genehmigt zu bekommen. 
Abgesehen davon ist keine Lern-
förderung für den Besuch einer 
weiterführenden Schule vorgesehen. 
Chancengleichheit?$
Der sogenannte Teilhabe-Betrag von 
10 Euro monatlich ist realitätsfremd. 
Selbst wenn es in Stu!gart über die 
BonusCard eine Reihe von Vergün-
stigungen gibt (z.B. Musikschule), so 
fallen doch Kosten für Instrumente 
oder beim Sport für Turnschuhe usw. 
an. Die Kinder und Jugendlichen 

sind bei vielen Freizeitaktivitäten 
ausgegrenzt, man denke nur an ein 
Jugendcamp oder ein Konzert.
Es gibt nach wie vor keine Ermi! -
lung, welche Bedarfe Kinder und 
Jugendliche tatsächlich haben. Das 
Wachstum und gesundes Aufwach -
sen sind nicht berücksichtigt.

die Fahrtkosten für Kinder und Ju -
gendliche vollständig übernommen 
werden.
kostenloses Mi!agessen an allen 
Schulen und Kitas für alle Kinder 
angeboten wird.
die Schulen *ächendeckend zu 
Ganztagsschulen ausgebaut und 
allen Kindern die gleiche Förderung 
zukommt.  n   |gv|

>

Das Bildungs- und Teilhabe- 
paket entpuppt sich als Mogel-
packung!

Die Regierung muss die Regelbedarfe 
korrekt erfassen und erhöhen, die Stadt 
kann Kinder, Jugendliche und Eltern 
wirksam unterstützen, indem:

>

>

>

Arbeit in Würde!
Ein-Euro-Jobs sind keine Lösung

droht eine Sanktion. Sein Ziel bleibt 
eine sozialversicherungsp*ichtige Be-
schä#igung, am besten im alten Beruf. 
Wieder dabei sein, dazugehören. Das 
will er.

Georg ist ein 'ktives Beispiel. Er steht 
für 21.000 Haushalte, die im Hartz-IV 
Bezug leben. Darunter viele Kinder. 
40.000 Menschen in Stu!gart teilen 
seine Lebenssituation. Insgesamt zähl-
te das JobCenter Stu!gart rund 4.900 
Hartz-IV-Empfänger in diesen Maß -
nahmen der Arbeitsintegration.

Ein-Euro-Jobs sollen eine Brücke in 
den ersten Arbeitsmarkt bilden. Ein 
Prü"ericht des Bundesrechnungshofes 
deckte im Januar 2011 eine gesetzes-
widrige Handhabe auf. Die bisherige 
Praxis ermöglichte keinen Anschluss 
an den ersten Arbeitsmarkt. Viel -
fach waren die Ein-Euro-Jobs weder 
arbeitsmarktneutral, noch in ö&ent -
lichem Interesse.

„Die Fraktionsgemein-
schaft SÖS und LINKE ist 
der Meinung, dass Ein-
Euro-Jobs menschenun-

würdig sind [...]“

 Diese Feststellung gilt in Teilen auch 

für die Arbeitshilfeträger in Stu!g -
art. Die Regierung beabsichtigt das 
Modell der Ein-Euro-Jobs deutlich zu 
reduzieren, deshalb sinken die Mi!el 
für Eingliederungsmaßnahmen in 
Stu!gart von 32,2 auf 25,3 Millionen 
Euro. 550 Ein-Euro-Jobs sollen weg-
fallen. Die Sozialunternehmen laufen 
dagegen Sturm, denn ihrer Meinung 
nach ist die Praxis gesetzeskonform 
und sinnvoll. Auch die Stadt teilt diese 
Au&assung, spart sie doch dadurch 
reguläre Stellen ein. Doch Ein-Euro-
Job heißt: Arbeiten ohne Vertrag, ohne 
arbeitsrechtlichen Schutz, sta! Lohn 
gibt es eine Aufwandsentschädigung. 
Erwerbslose werden nicht als Arbeit -
nehmer behandelt, sondern als Erzie-
hungs- und Sozialfälle. 

Die Fraktionsgemeinscha# SÖS und 
LINKE ist der Meinung, dass Ein-
Euro-Jobs menschenunwürdig sind, 
den Arbeitsmarkt schädigen und 
durch ö&entliche Beschä#igung ersetzt 
werden müssen, sozialversicherungs-
p*ichtig, rechtlich abgesichert und 
ohne Zwang. Das kostet kaum mehr 
als wenn die Mi!el für das ALG II, für 
die Unterkun# und für die Ein-Euro-
Jobs selbst dazu genutzt werden. Dazu 
müssen endlich die Voraussetzungen 
gescha&en werden.  n   |co| 09



Gegenwärtig wird der neue Mobil -
funkstandard LTE (Long Term Evo -

lution) eingeführt, er wird UMTS und 
GSM ablösen und ergänzen. Höhere Da-
tenmengen und neue Mobilfunkmasten 
werden zu einer erhöhten Strahlenbela-
stung der Bevölkerung führen. Für 4,4 
Milliarden Euro Lizenzgebühren wurde 
die Industrie auch diesmal wieder von 
einem Nachweis der Gesundheitsver-
träglichkeit befreit. Dagegen prote -
stierten die GRÜNEN und der BUND 
he#ig. Um kommunale Entscheidungs -
träger für die Durchsetzung von LTE zu 

gewinnen, führte das IZMF (Informa -
tionszentrum Mobilfunk), die Propa -
gandaagentur der Mobilfunkindustrie, 
in Stu!gart am 24.03.2011 eine Veran-
staltung zu LTE durch. Da in Stu!gart 
an diesem Nachmi!ag Gemeinderatssit -
zung war, beau#ragte Stadtrat Gangolf 
Stocker (SÖS) als Vertretung Peter 
Hensinger von der Mobilfunk Bürgeri -
nitiative, daran teilzunehmen und dann 
in der Fraktion zu berichten. Das IZMF 
verweigerte schri#lich die Teilnahme. 
Ebenso erging es dem Gutachter Dipl. 
Ing. D. Ruo&, den eine Stu!garter Stadt-

Veranstaltung von Mobilfunkbetreibern in Stuttgart
Kritiker müssen per Hausrecht draußen bleiben

„N ach Kretschmanns Vorstel-
lungen sollte die Maut für 

alle Straßen gelten, und „möglichst 
individuell, also unabhängig von Zeit, 
Ort, Straßennutzungsdauer und PKW-
Modell erhoben werden. Damit ließen 
sich Verkehrsströme senken – und 
lenken.“ In ihrem Wahlprogramm 
ha!en die Grünen eine Pkw-Maut noch 
ausgeschlossen.“ (Stu!garter Zeitung, 
07.05.2011)
Hat Kretschmann über die Konse-

quenzen dieses Vorschlags nachge-
dacht? Er propagiert das, was die 
Bundesregierung mit den Auto- und 
Mobilfunkkonzernen bereits zur Seri -
enreife entwickelt hat: die komple!e 
Vernetzung und Totalüberwachung des 
Autoverkehrs durch den neuen Mobil -
funk-Standard LTE. Geplant ist, dass 
alle Fahrzeuge (Autos, Busse, LKWs) 
mit WLAN-Sendern ausgesta!et und in 
Echtzeit die Positionen und Bewegungs-
pro'le aller Fahrzeuge gespeichert 

Nach der heimlichen Überwachung mit dem I-Phone 
Staatlich geplante Totalüberwachung durch LTE – Hat MP Kretschmann das im Visier?

In den letzten Jahren gab es in 
vielen Stadtteilen Proteste ge-

gen Mobilfunkmasten. Viele stehen 
diesen Protesten reserviert gegen-
über, man liebt ja sein Handy und 
verdrängt die Gefahren. Der BUND 
warnt in seinem Positionspapier zum 
Mobilfunk:
„Die Gesundheit der Menschen 
nimmt Schaden durch !ächen -
deckende, unnatürliche Strahlung 
mit einer bisher nicht aufgetretenen 
Leistungsdichte. Kurz und langfri-
stige Schädigungen sind absehbar 
und werden sich vor allem in der 
nächsten Generation manifestieren, 
falls nicht politisch verantwortlich 
und unverzüglich gehandelt wird.“ 
Die Europäische Umweltagentur gab 
bereits zwei Frühwarnungen zu den 
Gefahren der Handystrahlung, insbe-
sondere für Kinder und Schwangere, 
heraus. Darauf hat jetzt erfreulicher-
weise die neue Landesregierung im 
Koalitionsvertrag reagiert:
„Wir werden das Vorsorgeprinzip 
und die Technikfolgenabschätzung 
stärken. Für Mobilfunksender auch 

unterhalb 10 Metern Höhe werden wir 
wieder eine baurechtliche Genehmi-
gungsp!icht einführen. Kommunen und 
Bevölkerung sollen bei der Standort-
wahl mehr Mitwirkungsrechte erhalten.
Konzepte zur Minimierung der Belast-

Die Bürgerinitiative Mobilfunk S-West zum Koalition svertrag

ung durch elektromagnetische Feld-
er werden wir im Dialog mit Betrof-
fenen erarbeiten. Auf Bundesebene 
werden wir uns für eine Absenkung 
der Grenzwerte für elektromagne-
tische Strahlung einsetzen“.  n

rätin der GRÜNEN zu ihrer Vertretung 
beau#ragte. Peter Hensinger wurde im 
Foyer abgefangen und der Zutri! zur 
Veranstaltung verweigert ohne Begrün -
dung: „Kein Kommentar, wir machen 
von unserem Hausrecht Gebrauch.“ Die 
Bürgerinitiative verteilte an die Teil -
nehmer Informationsmaterial. Dadurch 
und durch Diskussionsbeiträge dreier 
kritischer Teilnehmer auf der Veranstal -
tung gelang es dem IZMF nicht, unwi -
dersprochen ihre Werbeveranstaltung 
durchzuziehen.  n   |Bürgerinitiative 
Mobilfunk Stu!gart West|

werden. Das soll u.a. der Regulierung 
des Verkehrs*usses, einer angedachten 
Steuerabrechnung nach gefahrenen 
Kilometern, Mautabrechnungen, 
Geschwindigkeitsüberwachungen u.a. 
dienen. Dass damit alle Autos elek-
trosmogverseucht werden und eine 
Totalüberwachung sta!'ndet, darüber 
schweigen sich Regierung und Presse 
aus. Wir ho&en, MP Kretschmann denkt 
nochmals nach.  n   |Bürgerinitiative 
Mobilfunk Stu!gart West|
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Denkt man an die demokratischen 
Verhältnisse in Italien, denkt 

man üblicherweise zuerst an Herrn 
Berlusconi und dass es um sie wegen 
eben dem genannten Herrn dort nicht 
zum Allerbesten zu stehen scheint. In 
Deutschland ist aber kaum bekannt, 
dass in Italien das direktdemokratische 
Instrument der staatsweiten Volks -
abstimmung längst und mit fairen 
Konditionen etabliert ist. Drei Arten 
von Volksabstimmungen gibt es: Das 
abrogative Referendum, um von den 
Parlamenten beschlossene Gesetze 
wieder au;eben zu können, das Verfas -
sungsreferendum und das Referendum 
über Gebietsneugliederungen. Seit 1970 
haben landesweit bei 18 Wahlgängen 
Referenden zu insgesamt 65 Fragestel-
lungen sta!gefunden.

> Am 12. und 13. Juni diesen Jahres 
ist es wieder soweit: Zu vier Fragen 
können die Italienerinnen und Italie -
ner abstimmen. Die erste und zweite 
Frage beziehen sich auf die Trinkwas-
serversorgung, die in die Hände von 
Privatunternehmern fallen soll. Das 
Wasser wird dadurch teurer, weil auf 
die Wassergebühren die Zuschläge der 
Betriebe hinzukommen, die ja schließ-
lich Geld verdienen wollen. Die dri!e 
Frage beschä#igt sich mit einem verab-
schiedeten – jedoch nach der Fukushi-
ma-Tragödie ein Jahr auf Eis gelegtem 
– Gesetz, das nach mehr als 20 Jahren 
den Widereinstieg in die Atomenergie 
durch neue Atomkra!werke  ermögli -
chen soll. Vorgesehen ist der Bau von 

13 neuen Meilern. Bei der vierten Frage 
geht es um ein sehr bizarres Gesetz: 
der Regierungschef und sein Kabine! 
sollen vor strafrechtlicher Verfolgung  
mit der Berufung auf die sogenannte 
„gerechtfertigte Prozess-Abwesenheit” 
geschützt werden.
Die Anmeldung eines Referendums un-
terliegt strengen zeitlichen und forma -
len Einschränkungen. Möglich gemacht 
wurde es, weil die Partei „Italia dei 
Valori“ zwei Millionen Unterstützungs -
unterschri#en gesammelt hat.
Der Vorsitzende des Deutschland-Ab-
legers dieser Partei, Pasquale Vi!orio, 
sitzt für die SÖS im Bezirksbeirat Stu! -
gart West und ru# seine italienischen 
Landsleute auf: „Nutzen Sie das In-
strument der direkten Demokratie. Wir 
empfehlen, alle vier Fragen mit JA („SI“) 
zu beantworten, um damit Berlusconis 
verabschiedete Gesetze wieder abzu-

scha&en. Es geht um die Menschen, die 
Natur und die Gerechtigkeit.“
Die Partei (Abk.: IDV – dt.: „Italien der 
Werte - Liste Di Pietro“) ist eine liberale 
Anti-Korruptionsbewegung. Sie hat 
2008 bei den letzten nationalen Wahlen 
29 der 630 Mandate in der Abgeordne-
tenversammlung Italiens und 14 der 
gewählten 315 Sitze im Senat erhalten. 
Im Europäischen Parlament stellt IDV 
zurzeit sieben der insgesamt 72 italie-
nischen Abgeordneten.

> Für Italienerinnen und Italiener, die 
in Deutschland leben, erfolgt die Stim -
mabgabe ausschließlich per Briefwahl . 
Alle Wahlberechtigten müssten bereits 
ihre Unterlagen per Post erhalten ha-
ben. Falls nicht, kann man sich noch bis 
29. Mai 2011 an die zuständige Konsu-
latsdienststelle wenden.  n  
|Maria-Lina Kotelmann (SÖS)|

L`Italia dei Valori ha inde!o i seguen -
ti Referendum ai quali consiglia di 

votare con 4 SI per :

n

n

n

Gli ele!ori residenti all’estero e alcune 
speci'che categorie di connazionali 
temporaneamente all’estero per motivi 
di servizio o missioni internazionali 
potranno votare per corrispondenza in 
occasione di tali consultazioni. 
Per i ci!adini italiani residenti all’estero. 
Il voto per i referendum dei ci!adini 
residenti all’estero ed iscri!i all’AIRE si 
esprime esclusivamente per corrispon-
denza negli Stati con i quali il Governo 
italiano ha concluso apposite intese. 

Referendum 12 - 13 giugno 2011

Negli Stati dove non è stato possibile 
concludere tali intese e negli Stati con 
intese ma la cui situazione politica o 
sociale non consente l’esercizio del 
diri!o di voto tali ele!ori non potranno 
esercitare il voto per corrispondenza e 
pertanto, per votare, dovranno recarsi 
in Italia. In tal caso, presentando appo-
sita istanza all’u<cio consolare della 
circoscrizione di residenza corredata 
del certi'cato ele!orale e del biglie!o di 
viaggio, avranno diri!o al rimborso del 
75% del costo del biglie!o.
Gli ele!ori residenti all’estero ed iscri!i 
all’AIRE riceveranno a domicilio, da 
parte del Consolato di riferimento, il 
plico ele!orale contenente le schede e 
le istruzioni sulle modalità di voto. Si 
raccomanda di seguire a!entamente le 
istruzioni e di osservare le date indicate 
per spedire all’U<cio consolare la busta 
prea&rancata contenente la busta anoni-
ma con le schede votate.

In caso di mancata ricezione del plico 
ele!orale entro il 29 maggio, i ci!adini 
italiani residenti all’estero potranno 
recarsi di persona all’U<cio consolare 
di riferimento per veri'care la propria 
posizione ele!orale: nel caso in cui i 
nominativi già 'gurino nell’elenco degli 
ele!ori in possesso dell’U<cio conso -
lare, si potrà o!enere un duplicato del 
plico ele!orale, mentre in caso contrario 
si potrà chiedere al Consolato di a!i -
vare le procedure per essere aggiunti 
all’elenco degli ele!ori.  
Si ricorda a tu!i i connazionali che la 
BUSTA GRANDE PREAFFRANCATA 
contenente le SCHEDE VOTATE inse-
rite nella busta bianca piccola chiusa e il 
TAGLIANDO ELETTORALE deve per -
venire al Consolato di riferimento entro 
le ore 16,00 locali del 9 GIUGNO 2011. 
NON AGGIUNGERE IL MITTENTE.  n   
|Pasquale Vi!orio,
Coordinatore IdV Germania|

impedire la costruzione di centrali 
nucleari in Italia=
impedire la privatizzazione 
dell’acqua (2 SI)=
cancellare la legge sul legi!imo impe -
dimento.

Italien: Volksabstimmungen im Juni
DAS Thema bei Grün-(Weiß)-Rot

Die Mitglieder der  Vereinigung „Italia dei Valori - Lista Di Pietro“ in Stuttgart (v.l.n.r.):
Mauro Acanfora, Pasquale Vittorio (Vorsitzender, stv. Bezirksbeirat West), Maria - Lina Kotel-
mann (Stadträtin SÖS), Paolo Donnini, Antonio Casale.
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Fraktionsgemeinschaft SÖS und LINKE, 
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V.i.S.d.P. Hannes Rockenbauch
Fotos: Roland Hägele, Thomas Igler, 
Klaus Staeck, Redaktion
Karikatur: Friederike Groß, Ver.di
Druck: UWS Papier & Druck GmbH
Gedruckt auf 100% Recyclingpapier

Die Fraktionsgemeinschaft besteht aus 
SÖS (Stuttgart Ökologisch Sozial) und 
DIE LINKE. SÖS ist ein parteifreies Per-
sonenbündnis, das sich gegründet hat, 
um den Bürgerbewegungen in Stuttgart 
eine Stimme zu verleihen und ist mit drei 
Stadträten vertreten: Maria-Lina Kotel-
mann, Hannes Rockenbauch und Gan-
golf Stocker. DIE LINKE stellt die Stadt-
räte Ulrike Küstler und Tom Adler. Um 
den Fraktionsstatus zu erreichen, haben 
SÖS und DIE LINKE nach den Kommu-
nalwahlen 2009 eine Fraktion gebildet.

1986 Tschernobyl – 2011 
Fukushima und der 

Klimawandel zeichnen uns den neuen 
Weg in eine andere Energie-Zukun# 
vor. Die Umstellung der Energieerzeu -
gung zu 100% erneuerbarer Energien 
muss schnellstmöglich erfolgen. Mit 
Bildern aus Japan vor Augen verurtei -
len die meisten Menschen die von den 
Atomlobbyisten durchgesetzte Laufzeit -
verlängerung.
Wir, die Bürgerinnen und Bürger, müs -
sen den Ausstieg von Atom und Kohle 
vor Ort durchführen und den Gemein -
derat unserer Stadt dazu bewegen, 
die Netze für Strom, Gas und Wärme 
für unsere Daseinsvorsorge selbst zu 
betreiben. Der kommunale Netzbetrieb 
ist die Basis für die regionale Energie-
wende. Mit einem Mix aus Kra#-Wär -
me-Kopplung, Solar- und Windstrom, 
Biogasanlagen ist das ein langfristig 
realistisches Ziel. Die Rendite für den 
Netzbetrieb liegt bei lukrativen 7-9% 
auf das eingesetzte Eigenkapital. Um 
dieses Ziel zu erreichen, muss jegliche 
Beteiligung oder Ein*ussnahme von 
Atomenergiekonzernen, wie auch der 
EnBW, ausgeschlossen sein. Mit der Re-
kommunalisierung wird die regionale 
Wertschöpfungske!e gefördert. Durch 
Au#räge an das lokale Gewerbe für 
den anfallenden Unterhalt und Ausbau 
der Energie- und Wasserversorgung 
können neue Arbeitsplätze entstehen. 
Soziale Projekte können mit dem Geld, 
das sonst die Aktionäre der Energiekon-
zerne bekommen, gefördert werden.

Zur Unterstützung des Bürgerbegeh -
rens fordern wir:

1. Die Stadt Stu!gart gründet neue 
zu 100% kommunale Stadtwerke.

2. Die Gründung einer fachlich 
quali'zierten Verhandlungs -

kommission, welche die Übernahme-
Verhandlungen der Netze und damit 
verbundener Anliegen führen kann.

3. Die für die Wasserversorgung 
bereits beschlossene Lösung (Ge-

meinderatsbeschluss vom 17.06.2010) 
voll inhaltlich umzusetzen.

4. Die Konzessionen und den Betrieb 
der Netze für Strom, Gas und 

Fernwärme auf städtische Betriebe zu 
übertragen.

5. In diesem Jahr werden im Gemein-
derat einige Entscheidungen dazu 

gefällt werden. Leider kann bisher von 
einer Beteiligung der Bürger zu diesem 
Thema nicht die Rede sein. Mit unserem 
Bürgerbegehren wollen wir aktiv Ein -
*uss nehmen für eine Energiewende in 
Stu!gart.

Daher brauchen wir weiterhin tatkräf -
tige Unterstützung für unser Bürgerbe -
gehren.
Drucken Sie sich die Unterschri#en-
listen aus unter www.aktion-stadtwer -
ke-stu!gart.de oder holen sich welche 
im Rathaus Zimmer 15 im Erdgeschoss. 

Bi!e sammeln Sie in der Familie, der 
Nachbarscha#, im Freundeskreis, im 
Verein, bei Veranstaltungen, an Info-
ständen – einfach in Ihrem Umfeld.  n   
|Aktion Stadtwerke Stu!gart|

Bürgerbegehren „Energie- und Wasserversorgung Stuttgart“
Weg von Atomwirtschaft und der Macht der Energie-Konzerne 

W
ei

te
re

 In
fo

rm
at

io
ne

n
un

te
r

w
w

w
.a

kt
io

n-
st

ad
tw

er
ke

-s
tu

ttg
ar

t.d
e

© Thomas Igler

12


